
Neufassung der Verbandssatzung 
des Gemeindeverwaltungsverbandes Salem 

 
Aufgrund von § 5 und 6 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit in Verbin-
dung mit § 4 der Gemeindeordnung hat die Verbandsversammlung des Gemeindever-
waltungsverbandes Salem am 26.03.2026 folgende Satzung beschlossen: 
 

Verbandssatzung 
 

§ 1 
Mitglieder, Name und Sitz des Verbandes 

 
(1) Die Gemeinden Frickingen, Heiligenberg und Salem (im Folgenden: Mitgliedsge-

meinden) bilden den Gemeindeverwaltungsverband Salem.  
(2) Der Gemeindeverwaltungsverband (im Folgenden: Verband) hat seinen Sitz in 

Salem. 
 

§ 2 
Aufgaben des Verbandes 

 
(1) Der Verband berät die Mitgliedsgemeinden bei der Wahrnehmung ihrer Aufga-

ben. Bei Angelegenheiten, die andere Mitgliedsgemeinden berühren und eine 
gemeinsame Abstimmung erfordern, haben sich die Mitgliedsgemeinden der Be-
ratung durch den Verband zu bedienen.  

(2) Der Verband erledigt für die Mitgliedsgemeinden in deren Namen die folgenden 
Angelegenheiten und Geschäfte der Gemeindeverwaltung nach den Beschlüs-
sen und Anordnungen der Gemeindeorgane (Erledigungsaufgaben): 

 
1. Gesetzliche Erledigungsaufgaben 

a) die technischen Angelegenheiten bei der verbindlichen Bauleitplanung 
und der Durchführung von Bodenordnungsmaßnahmen sowie von 
Maßnahmen nach dem Zweiten Kapitel des Baugesetzbuchs 

b) die Planung, Bauleitung und örtliche Bauaufsicht bei den Vorhaben des 
Hoch- und Tiefbaus,  

c) die Unterhaltung und den Ausbau der Gewässer zweiter Ordnung.  
 
2.  Weitere Erledigungsaufgaben: Förderung des Fremdenverkehrs 

 
(3) Der Verband erfüllt anstelle der Mitgliedsgemeinden in eigener Zuständigkeit die 

folgenden Erfüllungsaufgaben: 
 

1. Die vorbereitende Bauleitplanung 
2. Finanzielle Unterstützung des sozialen Fahrdienstes Linzgau Shuttle e. V. 
3. Integrationsmanagement für Personen in Anschlussunterbringung 

 
(4) Der Verband nimmt ferner die ihm sonst noch durch Gesetz oder aufgrund eines 

Gesetzes übertragenen Aufgaben wahr. Anträge auf Zuständigkeiten nach Satz 
1 müssen von der Verbandsversammlung mit der Mehrheit der Stimmen aller 
Mitglieder beschlossen werden.  

 
 



§ 3 
Zweckverbände, öffentlich-rechtliche Vereinbarungen 

 
Sofern der Verband nach § 61 Abs. 6 GemO in die Rechtsstellung von Mitgliedsge-
meinden bei Zweckverbänden oder öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen eintritt, gilt 
folgendes:  
 
(1) Sind in die Verbandsversammlung eines Zweckverbandes mehrere Vertreter des 

Verbands zu entsenden, so können die Mitgliedsgemeinden in deren Rechtsstel-
lung der Verband eingetreten ist, Vorschläge für die Wahl der weiteren Vertreter 
machen.  

(2) In der öffentlich–rechtlichen Vereinbarung vorgesehene Mitwirkungsrechte wer-
den vom Verband im Benehmen mit den Mitgliedsgemeinden wahrgenommen, 
in deren Rechtsstellung er eingetreten ist.  

 
§ 4 

Organe des Verbands 
 
Organe des Verbands sind:  
 
Die Verbandsversammlung,  
der Verbandsvorsitzende. 
 

§ 5 
Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung ist das Hauptorgan des Verbands. Sie ist für alle An-

gelegenheiten des Verbands zuständig, für die nicht die Zuständigkeit des Ver-
bandsvorsitzenden gegeben ist, insbesondere für: 

 
1. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter,  
2. die Wahl weiterer Vertreter in die Verbandsversammlung von Zweckverbän-

den  
3. die Änderung dieser Verbandssatzung sowie die Auflösung des Verbands, 
4. die Beschlussfassung über Anträge auf Zuständigkeiten (§ 2 Abs. 4 Satz 2),  
5. den Erlass von Satzungen des Verbands einschließlich der Haushaltssat-

zung,  
6. die Feststellung von Wirtschaftsplänen für Sondervermögen mit Sonder-

rechnung,  
7. den Erlass von Tarifordnungen für die Inanspruchnahme der Einrichtungen 

und Dienstleistungen des Verbands,  
8. die Feststellung der Jahresrechnung,  
9. die Aufstellung des Flächennutzungsplanes,  
10. die Entscheidung über die Errichtung, wesentliche Erweiterung und Aufhe-

bung von Einrichtungen des Verbands (§ 2 Abs. 3) und der Verbandsver-
waltung,  

11. die Entscheidung über die Anschaffung oder Herstellung von Vermögens-
gegenständen, deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten im Einzelfall 
oder für die Sachgemeinschaft mehr als 2.500 € betragen,  



12. die Beschlussfassung über Maßnahmen, die sich erheblich auf den Haus-
halt des Verbands auswirken oder die kommunalpolitisch besonders be-
deutsam sind, 

13. die Beschlussfassung über die Höhe der Abfindung ausscheidender Mit-
gliedsgemeinden.  

 
(2) Die Verbandsversammlung besteht aus den Bürgermeistern der Mitgliedsge-

meinden und 10 weiteren Vertretern, von denen 6 auf die Gemeinde Salem, 2 
auf die Gemeinde Frickingen und 2 auf die Gemeinde Heiligenberg entfallen. Die 
weiteren Vertreter einer jeden Mitgliedsgemeinde werden nach jeder regelmäßi-
gen Wahl der Gemeinderäte von dem neu gebildeten Gemeinderat aus seiner 
Mitte gewählt. Scheidet ein weiterer Vertreter vorzeitig aus dem Gemeinderat o-
der der Verbandsversammlung aus, wird für den Rest der Amtszeit ein neuer 
weiterer Vertreter gewählt.  

(3) Für jeden weiteren Vertreter ist ein Stellvertreter zu bestellen, der diesen im Ver-
hinderungsfall vertritt.  

(4) Jede Mitgliedsgemeinde hat so viele Stimmen, wie Vertreter in der Verbandsver-
sammlung.  

(5) Die Verbandsmitglieder können ihren Vertretern Weisungen erteilen. 
(6) Die Vertreter der Verbandsmitglieder in der Verbandsversammlung sind ehren-

amtlich tätig. Im Übrigen gilt § 13 Abs. 6 GKZ. 
 

§ 6 
Geschäftsgang 

 
(1) Auf die Verbandsversammlung finden die Bestimmungen der Gemeindeordnung 

über den Geschäftsgang des Gemeinderats entsprechende Anwendung, soweit 
sich aus dem Zweckverbandsgesetz und dieser Verbandssatzung nichts anderes 
ergibt.  

(2) Die Verbandsversammlung ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfor-
dert oder wenn dies eine Mitgliedsgemeinde unter Angabe des Verhandlungsge-
genstandes beantragt. Die Verbandsversammlung ist mindestens einmal jährlich 
einzuberufen. 

(3) Der Verbandsvorsitzende beruft die Verbandsversammlung schriftlich oder elekt-
ronisch mit angemessener Frist unter Angabe der Tagesordnung zu den Sitzun-
gen ein. Die für die Verhandlung erforderlichen Unterlagen sind beizufügen, so-
weit nicht das öffentliche Wohl oder die Interessen Einzelner entgegenstehen. 
Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen Sitzungen der Verbandsversamm-
lung sind durch den Verband in der in § 10 festgelegten Form bekannt zu ma-
chen.  

(4) Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind öffentlich. Nichtöffentliche Sitzun-
gen sind nur unter den Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 GKZ i. V. m. § 35 GemO 
zulässig. 

(5) Die §§ 24 Abs. 3 und 34 Abs. 1 Sätze 3 bis 6 GemO gelten mit der Maßgabe, 
dass an die Stelle der Gemeinderäte die weiteren Vertreter nach § 5 Abs. 3 und 
4 und an die Stelle des Bürgermeisters der Verbandsvorsitzende treten. Das An-
tragsrecht der Mitgliedsgemeinden bleibt unberührt. 

(6) Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte aller 
Stimmen und mindestens die Hälfte der Mitgliedsgemeinden vertreten ist.  



(7) Die Beschlüsse der Verbandsversammlung werden mit der Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen gefasst, sofern gesetzlich oder nach dieser Verbandssatzung 
keine andere Mehrheit geregelt ist. 

(8) Jede Mitgliedsgemeinde hat so viele Stimmen wie Vertreter in der Verbandsver-
sammlung. Die Stimmen jeder Mitgliedsgemeinde können nur einheitlich abge-
geben werden. Der Bürgermeister einer Mitgliedsgemeinde ist der Stimmführer 
bei Abgabe der Stimmen der Vertreter seiner Mitgliedsgemeinde.  

(9) Beschlüsse der Verbandsversammlung über das Ausscheiden einer Mitgliedsge-
meinde aus dem Verband sowie über die Auflösung des Verbands bedürfen einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen aller Mitglieder der Verbandsversamm-
lung; der Beschluß über die Auflösung des Verbands bedarf außerdem der Zu-
stimmung aller Mitgliedsgemeinden.  

(10) Über die Verhandlungen der Verbandsversammlung ist jeweils eine Niederschrift 
nach den Vorgaben des § 38 GemO zu fertigen. Sie ist vom Verbandsvorsitzen-
den, zwei Mitgliedern der Verbandsversammlung, die an der Verhandlung teilge-
nommen haben, sowie vom Schriftführer zu unterzeichnen und den Mitgliedsge-
meinden innerhalb eines Monats zur Kenntnis zu bringen. 

 
§ 7 

Verbandsvorsitzender 
 
(1) Soweit das Gesetz über kommunale Zusammenarbeit und diese Verbandssat-

zung keine Bestimmungen über den Verbandvorsitzenden enthalten, finden auf 
diesen die Vorschriften der Gemeindeordnung über den Bürgermeister entspre-
chende Anwendung.  

(2) Der Verbandsvorsitzende ist Vorsitzender der Verbandsversammlung. Er ist Lei-
ter der Verbandsverwaltung und vertritt den Gemeindeverwaltungsverband. 

(3) Der Verbandsvorsitzende und 2 Stellvertreter werden in der ersten Sitzung der 
Verbandsversammlung nach jeder regelmäßigen Neubestellung der weiteren 
Vertreter nach § 5 Abs. 2 Satz 2 gewählt. Scheiden sie vorzeitig aus der Ver-
bandsversammlung aus, findet für den Rest ihrer Amtszeit eine Neuwahl statt.  

(4) Scheidet ein Gewählter aus der Verbandsversammlung aus, so endet auch sein 
Amt als Vorsitzender oder Stellvertreter; für den Rest der Amtszeit wird ein Nach-
folger gewählt. Nach Ablauf ihrer Amtszeit nehmen der bisherige Vorsitzende und 
sein/seine Stellvertreter ihre Funktionen bis zur Neuwahl weiter wahr. 

(5) Verbandsvorsitzender soll in der Regel der Bürgermeister der Gemeinde Salem 
sein, die Sitz des Gemeindeverbandes ist. Die beiden Stellvertreter sollen in der 
Regel die Bürgermeister der Gemeinden Heiligenberg und Frickingen sein. 

 
§ 8 

Verbandsverwaltung 
 
(1) Zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 2 bedient sich der Verband geeigneter Be-

diensteter und sächlicher Verwaltungsmittel der Gemeinde Salem. Das Nähere 
regelt eine Vereinbarung zwischen dem Verband und der Gemeinde Salem.  

(2) Verletzt ein Bediensteter nach Abs. 1 in Ausübung seiner Tätigkeit bei der Wahr-
nehmung einer Verbandsaufgabe nach § 2 Abs. 3 und 4 die einem Dritten ge-
genüber obliegende Verpflichtung, so haftet der Verband. Bei einer Tätigkeit 
nach § 2 Abs. 1 und 2 für eine Mitgliedsgemeinde haftet die Mitgliedsgemeinde.  

 
 



§ 9 
Finanzierung 

 
(1) Der dem Verband entstandene, nicht anderweitig gedeckte Aufwand wird auf die 

Mitgliedsgemeinden wie folgt umgelegt:  
 

1. Erledigungsaufgaben  
Bei den Aufgaben nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a bis c nach dem für die 
einzelne Mitgliedsgemeinde tatsächlich entstandenen Aufwand.  

2. Bei der Erfüllungsaufgabe Integrationsmanagement nach § 2 Abs. 3 wird 
die Kostenaufteilung in Abstimmung mit den beteiligten Kommunen indivi-
duell geregelt. 

3. Bei allen übrigen vom Verband wahrgenommenen Aufgaben, insbesondere 
den Erfüllungsaufgaben nach § 2 Abs. 3 a und b, nach dem Verhältnis der 
nach § 143 GemO maßgebenden Einwohnerzahl. 

 
(2) Werden auf Veranlassung einer oder mehrerer Verbandsgemeinden besondere 

Maßnahmen beantragt, kann im Einzelfall durch Beschluss der Verbandsver-
sammlung eine andere Kostenverteilung festgelegt werden. Der Beschluss der 
Verbandsversammlung ist vor Beginn der Maßnahme zu fassen. 

 
§ 10 

Öffentliche Bekanntmachungen 
 
Öffentliche Bekanntmachungen des Verbands erfolgen in den Mitgliedsgemeinden 
nach der jeweils gültigen Satzung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung.  
 

§ 11 
Aufnahme und Ausscheiden von Verbandsmitgliedern 

 
(1) Weitere Gemeinden können in den Verband nur zu Beginn eines Rechnungsjah-

res aufgenommen werden. Entsprechendes gilt für das Ausscheiden einer Mit-
gliedsgemeinde aus dem Verband.  

(2) Die Bedingungen, unter denen eine Gemeinde in den Verband aufgenommen 
wird, werden zuvor zwischen dem Verband und ihr schriftlich vereinbart.  

 
§ 12 

Auflösung des Verbands 
 

Für die Auflösung des Verbandes gelten die Vorschriften des § 62 GemO. 
 

§ 13 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Bis zur ersten Wahl des Verbandsvorsitzenden nimmt dessen Aufgaben der Bür-

germeister der Gemeinde Salem wahr.  
(2) Die Höhe der Vorauszahlungen auf die Verbandsumlage (§ 10 Abs. 3) im ersten 

Jahr des Bestehens der Verwaltungsgemeinschaft wird gesondert festgesetzt. 
(3) Der Verband entsteht am 01.01.1975, frühestens jedoch am Tage nach der öf-

fentlichen Bekanntmachung der Satzungsgenehmigung und dieser Satzung.  



(4) In § 5 Abs. 2 dieser Vereinbarung ist Bezug genommen auf die Gemeinden Hei-
ligenberg und Salem in der Besetzung der Mitglieder der Verbandsversammlung. 
Dabei ist bei den Gemeinden Salem und Heiligenberg bereits auf den Gebiets-
stand abgestellt, der sich nach Inkrafttreten der Schlussgesetze zur Verwaltungs-
reform ergibt.  

§ 14 
 

Diese Neufassung der Verbandssatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2026 in Kraft. 
 
 
Ausgefertigt: 
Salem, 26.03.2026 
 
 
 
Manfred Härle  
Verbandsvorsitzender 
 
 
Hinweis gemäß § 4 GemO: 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekom-
men dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung ge-
genüber dem Gemeindeverwaltungsverbandes Salem, Am Schlosssee 1, 88682 Sa-
lem geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sit-
zung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden ist. 
Abweichend hiervon kann die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften auch 
nach Ablauf der Jahresfrist von jedermann geltend gemacht werden, wenn der Ver-
bandsvorsitzende dem Satzungsbeschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit 
widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde 
den Satzungsbeschluss beanstandet hat oder ein anderer die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften innerhalb der Jahresfrist geltend gemacht hat. 


